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Sommerzeit

Hamburg macht Urlaub. Die Bewoh-

ner der Stadt sind verreist. Die Busse und 

Bahnen sind wesentlich leerer gewor-

den. Auf den Straßen begegnet man da-

für unzähligen Touristen aus der ganzen 

Welt, die Hamburg als ein attraktives 

und beliebtes Reiseziel anzieht. 

Die Sommerzeit ist auch für viele Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter im HWWI 

die Urlaubszeit. Nichtsdestoweniger ha-

ben wir über wirtschaftspolitisch ak-

tuelle und relevante Erkenntnisse aus 

unserer Forschung und Beratung zu be-

richten. Wie zum Beispiel über neue Da-

ten und Analysen aus dem Energiesek-

tor im aktuellen Leitartikel. Das HWWI 

weist in seiner Studie darauf hin, das die 

von der Bundesregierung angekündi-

gten Laufzeitverlängerungen der Kern-

kraftwerke – ungeachtet der gesell-

schaftlichen Bewertung der Kernkraft 

– einen Beitrag  zur Versorgungssicher-

heit und Klimaverträglichkeit leisten. 

Weitere Artikel betreffen die Bewohner 

und Unternehmen in Hamburg direkt 

– wie zum Beispiel in der aktuellen Bei-

lage zu den Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen Hamburger Eltern nachzulesen 

ist. Sie sind für die zukünftige Entwick-

lung der Metropole von großer Bedeu-

tung, damit Hamburg ganz vorne für 

alle, auch für Touristen, die sich für die 

Stadt interessieren, bleibt.	 EL

EDITORIAL EN ERGI EWI RTSC HAFT

Kaum ein Thema wird derzeit in Deutschland so intensiv diskutiert wie das Thema Energie. 

Angesichts der beträchtlichen Veränderungen im energiepolitischen Umfeld ist davon aus-

zugehen, dass es in den kommenden Jahren zu starken Umgestaltungen des Energiesek-

tors kommen wird. Diese werden im Wesentlichen durch zweierlei politische Zielvorgaben 

ausgelöst: Erstens sind die Vorgaben zur Reduktion der CO
2
-Emissionen umzusetzen, und 

zweitens ist eine langfristig zuverlässige und kostengünstige Energieversorgung sicherzu-

stellen. Vor dem Hintergrund der kürzlich beschlossenen Reduzierung der Einspeisesätze 

für Photovoltaik und des von der Bundesregierung für den Herbst angekündigten neuen  

Energiekonzepts hat das HWWI im Auftrag der HypoVereinsbank eine dritte, vollständig 

überarbeitete Auflage der Studie „Power für Deutschland – Energieversorgung im 21. Jahr-

hundert“ erstellt. Von Sebastian Schröer
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Die Stromerzeugung in Deutschland ba-

siert derzeit noch wesentlich auf fossilen 

Energieträgern. Dabei hat Kohle die größte 

Bedeutung. Ihr folgt die Kernkraft, deren 

Anteil an der Stromerzeugung bei knapp 

einem Viertel liegt. Allerdings kam es seit 

1990 zu Verschiebungen zwischen den 

Energieträgern. Vor allem die Braunkohle 

wurde von Erdgas verdrängt. Der Anteil 

der erneuerbaren Energien an der Strom-

erzeugung hat sich in den letzten 15 Jah-

ren signifikant erhöht und beträgt derzeit 

rund 15,6 %.

Bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien ist die Windenergie vor der Bio-

masse und der Wasserkraft der wichtigste 

Energieträger. Derzeit leistet sie rund 40 % 

der Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien, und ihr Anteil an der gesam-

ten Stromerzeugung in Deutschland be-

trägt rund 6,3 %. Das Potenzial der Wind-

energie beruht einerseits auf dem Ausbau 

der Offshore-Technologie in der Nord- und 

Ostsee sowie anderseits auf dem Repo-

wering, also dem Ersatz älterer Anlagen 

durch leistungsstärkere neuere. Im Bereich 

Erneuerbare Energien – bedeutender 
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Investitionen für Forschung und Entwicklung 
in Relation zum Umsatz für ausgewählte Branchen

Quellen: Energiestatistiken des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, Verband der Chemischen Industrie e.V., 
ZVEI - Zentralverband Elektrotechnik- und Elektroindustrie e.V., Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Bundesverband Solarwirtschaft e.V. (BSW-Solar). 
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der Windenergie fand in den letzten Jah-

ren ein nicht unbedeutender Aufbau an 

Beschäftigung statt. Am Ende des Jahres 

2009 waren in der Windenergiebranche 

rund 90 000 Personen beschäftigt. Diese 

Zahl könnte bis zum Jahr 2020 auf knapp  

112 000 Personen steigen.

Die Wasserkraft ist eine der ältesten rege-

nerativen Energiequellen. Sie hat sich in 

den vergangenen Jahrzehnten auch als bis-

her einzige wesentliche regenerative Ener-

giequelle der Welt etabliert. Weltweit wer-

den gegenwärtig ca. 18 % des Stroms in 

Wasserkraftwerken erzeugt. In Deutsch-

land liegt der Anteil momentan bei rund  

3 %. Das Wachstumspotenzial von Wasser-

kraftwerken dürfte hierzulande sehr be-

grenzt und im Wesentlichen auf die ver-

besserte Effizienz bestehender Anlagen 

zurückzuführen sein.

Bei der Solarenergie unterscheidet man 

zwischen der Solarthermie (Nutzung der 

Sonnenenergie zur Wärmeversorgung) 

und der Photovoltaik (Nutzung der Son-

nenenergie zur Stromerzeugung). Obwohl 

die Solartechnologie – bezogen auf eine 

produzierte Einheit Strom – in Deutschland 

unter allen erneuerbaren Energieträgern 

den höchsten Vergütungssatz nach dem 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) erhält, 

spielt die Stromerzeugung mit Photovol-

taik noch eine untergeordnete Rolle. So lie-

fert sie anteilsmäßig den kleinsten Beitrag 

zur Stromerzeugung aus erneuerbaren En-

ergien, während ihr Anteil an den Investi-

tionen im gesamten Bereich der erneuer-

baren Energien am höchsten ist. Der Anteil 

des mit Photovoltaik erzeugten Stroms 

dürfte in Deutschland auch in Zukunft 

nicht allzu hoch werden. Im Vergleich zu ih-

rer geringen Bedeutung für die heimische 

Stromerzeugung ist die Zahl der Beschäf-

tigten im Bereich Photovoltaik mit 57 000 

Personen relativ hoch. Diese Zahl dürfte 

sich bis 2020 auf ca. 90 000 Personen er-

höhen. Die bis 2020 zu erwartenden Inve-

stitionen werden auf etwa 32 Milliarden 

Euro geschätzt und sind damit kaum gerin-

ger als die Investitionen im Bereich Wind-

energie.

Energiegewinnung aus Biomasse steht bei 

der Stromerzeugung aus regenerativen 

Energiequellen mit einem Anteil von rund  

25 % an zweiter Stelle. Im Jahr 2008 wur-

den deutschlandweit rund 21 000 GWh 

Strom aus Biomasse erzeugt, was einem 

Anteil von 3,5 % am gesamten Brutto-

stromverbrauch entspricht. Für die Wär-

meerzeugung spielt die Biomasse eine 

noch bedeutendere Rolle als für die Stro-

merzeugung. Sie besitzt in Deutschland 

bereits einen Anteil von 93 % an der Wär-

mebereitstellung aus erneuerbaren En-

ergien. Biomasse kann auch zur Herstel-

lung von Biokraftstoffen als Substitut für 

konventionelle, auf Mineralöl basierende 

Kraftstoffe verwendet werden. Der Bio-

diesel-Absatz stieg von 130 000 Tonnen im 

Jahr 1999 auf 2,7 Millionen Tonnen im Jahr 

2008. Die Anzahl der Beschäftigten in der 

gesamten Biomassebranche beträgt der-

zeit rund 96 000 Personen. Sie dürfte im 

Jahr 2020 etwa bei 170 000 Personen lie-

gen und sich damit beinahe verdoppeln. 

Das bis zum Jahr 2020 zu erwartende In-

vestitionsvolumen der Biomassebranche 

wird voraussichtlich bei etwa 20 Milliarden 

Euro liegen.

Da der Übergang in ein regeneratives Zeit-

alter einen längeren Zeithorizont bean-

sprucht, sind Lösungen notwendig, die als 

„Brücke“ infrage kommen. Die Gestaltung 

eines Übergangs ist notwendig, weil die 

vorhandenen erneuerbaren Energien tech-

nologisch und ökonomisch noch nicht in 

der Lage sind, die konventionellen Techno-

logien zu ersetzen. Mit dem Ausstieg aus 

der Kernkraft bleiben dafür nur fossile En-

ergieträger, also Gas und Kohle, übrig.

Mit dem steigenden Anteil der erneuer-

baren Energien an der Stromerzeugung in 

Deutschland wächst gleichzeitig der Be-

darf an technischen Lösungen, Strom ren-

tabel zu speichern. Bisher ist dies nur mit 

Hilfe von Pumpspeicherkraftwerken in be-

deutenden Mengen möglich, deren Aus-

baupotenzial zumindest in Deutschland 

jedoch stark begrenzt ist. Weitere Tech-

nologien sind bisher nicht marktreif bzw. 

wettbewerbsfähig.

Hinsichtlich der erneuerbaren Energien 

ist die Phase der Etablierung weitgehend 

abgeschlossen. Die erneuerbaren Ener-

gien sind als bedeutsamer Energieträger 

im Energiemix nicht mehr wegzudenken. 

Insofern sollte sich die nächste Phase der 

Förderung darauf konzentrieren, die er-

neuerbaren Energien in die bestehenden 

Energiesysteme einzubinden. Durch die 

technischen Defizite der gegenwärtigen 

erneuerbaren Energien, insbesondere die 

mangelnde Grundlastfähigkeit, sind das 

Vorhandensein und damit auch der Neu-

bau fossiler Kraftwerke nach wie vor not-

wendig.

Die gegenwärtige Förderungspolitik der 

erneuerbaren Energien, insbesondere im 

Bereich der Photovoltaik, sollte überdacht 

werden. Hier zeigt sich keineswegs die be-

absichtigte Stimulierung von Forschungs-

tätigkeit, um technologische Überlegen-

heit deutscher Unternehmen und somit 

Erfolge auf dem Weltmarkt zu generieren. 

Die Aufwendungen der Branche für For-

schung und Entwicklung belaufen sich ak-

tuell auf nur 1,7 % des Umsatzes (siehe Ab-

bildung, Seite 1), wobei Hochtechnologie 

nach OECD-Definition erst bei 5 % beginnt. 

Die als „Zukunftstechnologie“ bezeich-

nete Industrie ist hingegen nach OECD-

Klassifikation allenfalls medium-low-tech, 

was nicht auf eine langfristige Etablierung 

auf dem Weltmarkt hindeutet. Stattdes-

sen erfolgen in Relation zu hohe Investitio- 

nen in die Produktion, in der Deutschland 

über keine komparativen Vorteile verfügt. 

Die aktuelle Kürzung der Einspeisesätze 

kann diesen Trend nicht aufhalten. Daher 

bedarf es einer Überarbeitung der Förde-

rungspolitik, um entsprechende Anreize zu 

setzten, in Forschung und Entwicklung zu 

investieren.

Bräuninger, M., Schröer, S., Schulze, S. (2010): 

Power für Deutschland – Energieversorgung 

im 21. Jahrhundert (3., überarbeitete und aktu-

alisierte Auflage), im Auftrag der HypoVereins-

bank. Download unter: www.hwwi.org (Leis-

tungen, Gutachten und Studien).
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Mit einer Fläche von 157 ha sowie der Schaffung von Raum für etwa 45 000 Arbeitsplätze und mehr als 12 000 Bewohner ist die HafenCity 

Europas größtes Stadtentwicklungsprojekt, welches im Herzen der Hamburger City entsteht und deren Fläche um 40 % erweitern wird. 

Welche Nutzen und Kosten sind für die Freie und Hansestadt Hamburg mit diesem Projekt, das bis Mitte der Zwanziger Jahre abgeschlos-

sen werden soll, verbunden? Das HWWI geht dieser Frage im Auftrag der HafenCity Hamburg GmbH nach und untersucht zahlreiche As-

pekte, die in Zusammenhang zu Nutzen und Kosten dieses Stadtentwicklungsprojekts stehen. Von Alkis Henri Otto und Silvia Stiller

Nutzen und Kosten der HafenCity

Die Nutzen-Kosten-Analyse (NKA) hat sich 

in der ökonomischen Wissenschaft zur Ab-

wägung staatlicher Investitionen oder der 

Bereitstellung öffentlicher Güter fest eta-

bliert. Dabei wird die NKA jedoch in aller 

Regel für die Bewertung von Investitions-

projekten kleinerer Größenordnung wie 

beispielsweise den Bau einer Autobahn 

oder eines Tunnels angewendet. Auch 

wenn Ökonomen seit Jahrzehnten die 

grundsätzliche Sinnhaftigkeit einer NKA 

für Stadtentwicklungsprojekte postulie-

ren, besteht bisher keine allgemeine Syste-

matik für einen entsprechenden Untersu-

chungsansatz. 

Eine solche Analyse hat tatsächlich mit ei-

ner Reihe von Schwierigkeiten zu kämp-

fen. So ist die Größe und Komplexität eines 

Stadtentwicklungsprojekts – insbesondere 

im Falle der HafenCity – derartig ausge-

prägt, dass eine allumfassende NKA allein 

der Zahl der zu berücksichtigenden Einzel-

effekte und möglicher Interdependenzen 

wegen auszuufern droht. Hinzu kommt 

das Problem, dass bei einer Realisierungs-

dauer von etwa 25 Jahren das Risiko von 

Planungsänderungen im Bauprozess recht 

groß ausfällt. Eine weitere methodische 

Herausforderung besteht schließlich da-

rin, dass die Projektgröße nicht nur mit ei-

ner Vielzahl von Einzeleffekten verbun-

den ist, sondern angesichts der Größe und 

Lage des Plangebietes auch das Potenzial 

erheblicher struktureller Veränderungen 

für die wirtschaftlichen und gesellschaft-

lichen Aktivitäten im Stadtgebiet in sich 

birgt. Letzteres bewirkt unter Umständen, 

dass bei der Bewertung zukünftiger Kosten 

und Nutzen Erfahrungswerte aus der Ver-

gangenheit nicht einfach zur Abschätzung 

oder Fortschreibung künftiger Entwick-

lungen verwendet werden können.

Trotz all dieser Schwierigkeiten will das 

HWWI eine möglichst große Zahl an Wir-

kungsmechanismen untersuchen, um 

näherungsweise zu einer Abschätzung 

der Nutzen und Kosten zu gelangen. Po-

sitive regionalökonomische Effekte der 

HafenCity resultieren beispielsweise aus 

kurzfristigen Beschäftigungs- und Ein-

kommenseffekten, die in unmittelbaren 

Zusammenhang mit der Bauphase ste-

hen sowie aus dauerhaften Beschäfti-

gungs- und Einkommenseffekten der öko-

nomischen Aktivitäten in der HafenCity. 

Darüber hinaus beeinflusst die HafenCity 

die Standortbedingungen und verändert 

die Rahmenbedingungen für die regionalö-

konomische Entwicklung und die Wettbe-

werbsfähigkeit Hamburgs. Neben diesen 

Effekten stellt sich zudem die Frage, wel-

che Rückwirkungen die HafenCity auf die 

Entwicklung anderer innerstädtischen Ge-

biete hat, beispielsweise hinsichtlich des 

Wohnungsmarktes, des Marktes für Ge-

werbeimmobilien und des Einzelhandels. 

Ein besonderes Gewicht wird bei der Ana-

lyse auf den durch die HafenCity möglicher-

weise induzierten strukturellen Verände-

rungen für die stadtökonomischen Prozesse 

liegen. So erhofft man sich, dass die Hafen-

City Raum für Netzwerke und Unterneh-

menscluster bieten wird, die der Stadt ne-

ben einer eventuellen Ansiedlung neuer 

Unternehmen zusätzliche wirtschaftliche 

Aktivität bringen und sich positiv auf die 

Performance der Unternehmen auswirken. 

Im Rahmen der Untersuchung wird anhand 

von Fallstudien analysiert werden, ob die 

HafenCity für sich dort ansiedelnde Unter-

nehmen tatsächlich Potenziale für positive 

Produktivitätseffekte eröffnet. Für die Exi-

stenz solcher Effekte können zahlreiche An-

haltspunkte angeführt werden. Denn die 

räumliche Ballung von Unternehmen in der 

HafenCity sowie die sich dort einstellende 

Dichte ökonomischer Aktivitäten schaf-

fen günstige Bedingungen für Face-to-Face 

Kontakte zwischen Unternehmern und Ar-

beitskräften, welche Wissensaustausch, In-

novationen und kreative Prozesse stimu-

lieren. Ferner ist zu betrachten, ob sich in 

der HafenCity – in einem sich neu formie-

renden Umfeld für ökonomische Aktivi-

täten – günstige Entwicklungsperspektiven 

für spezifische Wirtschaftszweige, bei-

spielsweise die Kreativwirtschaft und tou-

ristische Angebote, ergeben. Um über die 

Intentionen der Unternehmen und mög-

liche wirtschaftliche Potenziale näheres zu 

erfahren, sollen Unternehmen befragt und 

Entwicklungsszenarien erstellt werden. 

Aufgrund der fortgeschrittenen Realisie-

rung des Projektes wird die NKA nicht mehr 

als Entscheidungsinstrument zur Bemes-

sung der Vorteilhaftigkeit des Projektes 

dienen können. Worin liegt dann der Wert 

einer solchen Analyse, in der zahlreiche Fra-

gen, die sich erst ex post evaluieren lassen, 

ex ante einzuschätzen sind? Zwei Aspekte 

sind zu nennen: Zum einen ist ein Bei-

trag zur Systematisierung der Nutzen und 

Kosten von Stadtentwicklungsprojekten 

methodisch und wissenschaftlich von In-

teresse. Zum anderen wird neben einer Ge-

samteinschätzung, die allerdings stark auf 

Annahmen zu unsicheren zukünftigen Ent-

wicklungen fußt, auch eine Momentauf-

nahme des Stadtentwicklungsprojektes 

entstehen, die nicht nur den Entschei-

dungsträgern heute nützliche Informatio-

nen und Einschätzungen liefert, sondern 

auch für Analysen zum späteren Zeitpunkt 

Daten und Zwischenstände dieses Pro-

jektes aufzeichnet und bereitstellt.
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Insbesondere in den ländlich geprägten 

Kreisen der Metropolregion, in der 55 % der 

Fläche landwirtschaftlich genutzt werden, 

kommt der Landwirtschaft eine wesent-

liche wirtschaftliche Bedeutung zu. Auch 

in der Hansestadt ist dieser Sektor noch 

nicht gänzlich von Industrie und Dienst-

leistungen verdrängt worden. Innerhalb 

der urbanen Strukturen konnte sich eine 

Spezialisierung auf den weniger flächen-

intensiven aber hoch produktiven Garten-

bau und den Obstanbau etablieren. Auch 

für viele andere Wirtschaftszweige spielt 

die Landwirtschaft eine bedeutende Rolle. 

Vor- und nachgelagerte Bereiche, wie die 

Futtermittel- und Pflanzenschutzindustrie, 

das Maschinen- und Bauwesen sowie das 

Ernährungsgewerbe sind von ihr abhängig.

Etwas mehr als ein Drittel der landwirt-

schaftlich genutzten Fläche in der Metro-

polregion wird als Dauergrünland (haupt-

sächlich an der Westküste) bewirtschaftet 

und dient so der Futtergewinnung sowie 

dem Abgrasen. Der Anbau von Dauerkul-

turen ist lediglich in den Obstanbaugebie-

ten des Alten Landes von signifikanter Be-

deutung. Der Großteil der Fläche entfällt 

auf Ackerland, welches vor allem dem Ge-

treide- und Hackfruchtanbau dient. Die 

Getreidearten Weizen und Roggen domi-

nieren und verzeichnen sogar steigende 

Flächenanteile. Andere Sorten wie Som-

mer- und Wintergerste wurden dagegen 

vom zunehmenden Anbau von Silomais 

und Winterraps verdrängt. 

Wie im gesamten Bundesgebiet ist die 

Landwirtschaft in der Metropolregion von 

einem strukturellen Wandel geprägt. Dieser 

zeigt sich zum einen auf dem Arbeitsmarkt. 

So ist die Zahl der Erwerbstätigen von 1999 

bis 2007 um 700 Personen zurückgegangen. 

Im Jahr 2007 sind damit 50 600 Erwerbstä-

tige in der Land- und Forstwirtschaft tätig. 

Ihr Anteil von 2,4 % an allen Erwerbstätigen 

der Metropolregion entspricht damit annä-

hernd dem bundesweiten Durchschnitt von 

2,1 %. Mit dieser Entwicklung ging zudem 

eine Veränderung der Arbeitskräftestruk-

turen einher. Während die Bedeutung von 

Saisonarbeitskräften deutlich angestiegen 

ist, ist der Anteil der Familienarbeitskräfte 

stark zurückgegangen. Ein weiterer Wandel 

vollzieht sich in den Betriebsstrukturen. Die 

Anzahl der Großbetriebe stieg aufgrund ge-

ringerer Gewinnmargen und steigender Be-

triebsmittelkosten kontinuierlich zu Lasten 

kleinerer Betriebe an.

Betrachtet man die Auswirkungen des Kli-

mawandels auf die Landwirtschaft, so kön-

nen diese in der Metropolregion regional 

unterschiedlich ausfallen. Die Betroffen-

heit hängt zum einen von den natürlichen 

Faktoren wie der Bodenbeschaffenheit ab. 

Zum anderen wird aber auch die Anpas-

sungsfähigkeit an neue klimatische Gege-

benheiten, wie beispielsweise die Einfüh-

rung neuer Fruchtfolgen, ausschlaggebend 

sein. Die zu erwartende erhöhte CO
2
-Kon-

zentration kann bei den meisten in der Me-

tropolregion angebauten Fruchtarten bei 

optimaler Licht-, Nährstoff- und Wasser-

versorgung zu einer Ertragssteigerung füh-

ren (CO
2
-Düngeeffekt). Außerdem werden 

für die Metropolregion heißere und tro-

ckenere Sommer sowie mildere und feuch-

Die Zusammenhänge zwischen Landwirtschaft und Klimawandel sind offensichtlich. Zum einen ist die Landwirtschaft durch die direkte 

Abhängigkeit vom Klima einer der am meisten betroffenen Sektoren. Zum anderen ist sie durch die in der Produktion landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse emittierten Treibhausgase selbst Verursacher des Klimawandels. Das HWWI hat sich im Rahmen zweier Studien näher mit 

dieser Thematik befasst. In der ersten Studie wird die derzeitige ökonomische Bedeutung der Landwirtschaft in der Metropolregion Ham-

burg analysiert. In der zweiten Studie werden die Auswirkungen des Klimawandels und relevanter sozio-ökonomischer Trends auf die 

Landwirtschaft betrachtet. Von Sebastian Döll und Julia Kowalewski

Klimawandel und Landwirtschaft in der Metropolregion Hamburg

Kowalewski, J., Schulze, S. (2010): Die Struk-

tur der Landwirtschaft in der Metropolregion 

Hamburg, HWWI Research Paper, 1-33.

Döll, S., Schulze, S. (2010): Klimawandel und Per-

spektiven der Landwirtschaft in der Metropol-

region Hamburg, HWWI Research Paper, 1-34.

tere Winter erwartet. Dies kann beson-

ders in der niederschlagsarmen Region im 

Südosten der Metropolregion (Landkreise 

Lüchow-Dannenberg, Lüneburg und Uel-

zen) zu Ertragseinbußen führen. 

Die Agrar- und Handelspolitik sowie ver-

mehrt die Klimapolitik beeinflussen die 

Entscheidungen über die Auswahl der zu 

produzierenden Güter. Trotz leichter Libe-

ralisierungstendenzen wird der Agrarsek-

tor weiter durch Subventionen und Han-

delsbeschränkungen geprägt sein. Bei 

einer Aufnahme des Agrarsektors in den 

Emissionshandel ergäben sich einerseits 

der Bedarf einer emissionsärmeren Pro-

duktion und andererseits die Chance zur 

Schaffung von Kohlenstoffsenken bei-

spielsweise mittels Aufforstung.

Neben dem Klimawandel werden wei-

tere wichtige Faktoren das Angebot und 

die Nachfrage nach landwirtschaftlichen 

Produkten bestimmen. Die weltweit stei-

gende Bevölkerung auf mehr als 9 Milliar-

den Menschen bis 2050 lässt einen Anstieg 

der Nachfrage nach Nahrungsmitteln er-

warten. Insbesondere in Asien werden zu-

nehmend Produkte wie Fleisch und Milch 

nachgefragt werden.
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